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 Fachbereich Innerer Service  vom: 04.03.2004 
 
 
 Beschlussvorlage X öffentlich 
    

   nichtöffentlich 
 
TOP-Nr. Beratungsfolge 
  

 Rat der Stadt Kamen 
 
 
 
Bezeichnung des TOP 
 

Änderung des Gesellschaftsvertrages der Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
für den Kreis Unna mbH 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Vertreter der Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsförderungsgesellschaft für den 
Kreis Unna werden angewiesen, der Änderung des Gesellschaftsvertrages der WFG in der 
Gesellschafterversammlung am 19.07.2004 zuzustimmen. 
  
 
 
Sachverhalt und Begründung (einschl. finanzielle Möglichkeit der Verwirklichung): 
 
Gemäß § 108 Abs. 1 Ziffer 6 GO darf sich die Gemeinde an Unternehmen und Einrichtungen 
in einer Rechtsform des privaten Rechts nur beteiligen, wenn die Gemeinde einen ange-
messenen Einfluss, insbesondere in einem Überwachungsorgan, erhält und dieser durch 
Gesellschaftsvertrag, Satzung oder in anderer Weise gesichert wird. 
 
Nach § 113 Abs. 1 GO haben die Vertreter der Gemeinden in Gesellschafterversammlungen, 
an denen die Gemeinde beteiligt ist, die Interessen der Gemeinden zu verfolgen und sind an 
die Beschlüsse des Rates gebunden. 
 
Durch eine Prüfungsbeanstandung der Bezirksregierung ist es erforderlich, die Aufgaben-
bereiche des Aufsichtsrates und der Gesellschafterversammlung zu verändern. Gleichzeitig 
soll die Anzahl der Gesellschaftervertreter in der Gesellschafterversammlung auf eine 
arbeitsfähige Größe reduziert und der WFG die Möglichkeit eingeräumt werden, zur Unter-
stützung bei der Erfüllung ihrer Aufgaben einen Beirat einzurichten. Die beabsichtigten 
Änderungen sind in einer Gegenüberstellung deutlich gemacht. 
 
Die vorgesehene Änderung, insbesondere in der Vertretungsregelung der Gemeinden von 
bisher 4 Vertretern auf nur noch einen, ist eine wesentliche Änderung des Gesellschafts-
vertrages, die die vertraglich gesicherte Einflussnahme der Kommune berührt und somit 
einen Ratsbeschluss erforderlich macht. 
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Da sich die prozentuale Beteiligung der Gemeinde in der Gesellschafterversammlung 
nicht ändert und zusätzlich ein Beirat mit bis zu 43 Mitgliedern, davon 3 Vertreter der Stadt 
Kamen, einberufen werden kann, der dafür Sorge tragen soll, die Tätigkeiten der Gesell-
schaft möglichst umfassend und breit im Gesellschafterkreis und bei den Akteuren der Wirt-
schaft und Politik zu verankern, empfiehlt die Verwaltung, der Änderung des Gesellschafts-
vertrages zuzustimmen und die Mitglieder der Gesellschafterversammlung gem. § 13 Abs. 2 
Buchst. c) des Gesellschaftsvertrages anzuweisen, die Änderung des Gesellschaftsvertrages 
zu beschließen. 
 
Weitere wesentliche Änderungen im Gesellschaftsvertrag sind durch Gesetzesänderung 
in § 13 - Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung und damit gleichzeitig in § 18 – 
Zuständigkeit des Aufsichtsrates notwendig. 
 
 
  
 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 


